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1. Änderungsmitteilung Verzicht auf Förderung 
 

Beispiel 
Anhand des folgenden Beispiels wird das Ausfüllen der Vordrucke veranschaulicht. 
 
Das Unternehmen Reinhard Wendel Transport GmbH zieht den von sich gestellten Antrag am 
01.07.2022 auf Förderung von Lade und Infrastruktur zurück. 



 

 

 

 

Kreuzen Sie bitte an, ob Sie ihren gestellten Antrag ganz oder teilweise 
zurücknehmen möchten. 

Tragen Sie bitte hier die Ihnen zugewiesene Antrags ID ein, zu 
dem Antrag auf den sich die Änderungsmitteilung bezieht. 

 

Tragen Sie bitte hier den vollständigen Namen des 
antragstellenden Unternehmens sowie Anschrift 
und Telefonnummer ein. 

 

Geben Sie - sofern bereits bekannt - das Geschäftszeichen des 
Bundesamtes für Güterverkehr ohne die Ziffern nach der Raute (#) an, 
sofern es Ihnen schon bekannt ist. Bitte tragen Sie kein Geschäftszeichen 
aus anderen Förderprogrammen des Bundeamtes ein.  

 



 

 

Bitte erläutern Sie die Gründe für eine Verlängerung 
des Bewilligungszeitraums. Bitte geben Sie einen 
plausiblen Grund zur Glaubhaftmachung an. 

Bitte erläutern Sie die Gründe für eine Verlängerung 
des Bewilligungszeitraums. Bitte geben Sie einen 
plausiblen Grund zur Glaubhaftmachung an. 



 

 

 



 

 

 

 

Sollte es zu einer Änderung des Zuwendungsempfängers kommen, ist dies unter Punkt 5 
einzutragen. 

Sollte sich die Rechtsperson des Zuwendungsempfängers ändern, so ist dies unter 
Punkt 6 einzutragen. 



 

 

 

 

Sämtliche Angaben sind subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (StGB) und Verstöße sind strafbewährt. 
Lesen Sie die Erklärungen daher sorgfältig durch. Diese sind zu beachten und einzuhalten. 

Geben Sie bitte unter Punkt 8 an, ob ein Insolvenzverfahren gegen Sie eröffnet wurde, 
oder sonstige Mitteilungen die unter den oben aufgeführten Punkten nicht angegeben 
wurden. 



 

 

Die Änderungsmitteilung ist mit Ort und Datum, sowie Unterschrift und ggf. Firmenstempel zu 
versehen. Die Änderungsmitteilung gilt erst als rechtswirksam gestellt, wenn sie unterschrieben 
über das eService-Portal an das Bundesamt übermittelt wurde.  




